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An die Redaktionen

Vor Beginn der MeLa:

Ungerechte Bodenpolitik der Landesregierung muss gestoppt werden

AbL fordert Moratorium bei Verkauf und Verpachtung von BVVG-Flächen

Schwerin, 12.09.12. Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) kritisiert vor Beginn der MeLa-Messe in Mühlengeez die Bodenpolitik der Landesregierung. „Die Landesregierung setzt weiter auf die Interessenvertretung der landwirtschaftlichen Großbetriebe und auf die Industrialisierung der Landwirtschaft. Die Bodenpolitik spielt dabei eine Schlüsselrolle. Sie muss zu Gunsten von bäuerlichen Betrieben im Haupt-, wie im Nebenerwerb sowie für Neueinsteiger in die Landwirtschaft verändert werden,“ so Dr. Jörg Gerke, Landwirt aus Rukieten (Kreis Bützow) und AbL-Sprecher für Ostdeutschland. 
Gerke weiter:

„Der größte und wichtigste Akteur auf dem ostdeutschen Bodenmarkt ist die Bodenverwertungs-und –verwaltungsgesellschaft (BVVG). Der Versuch der Landesregierung, die verbleibenden Flächen der BVVG in Landesbesitz zu bekommen, ist durchsichtig. Landwirtschaftsminister Backhaus will dies nutzen, um wenigen Großbetrieben, die schon jetzt überreichlich mit BVVG-Flächen bedient wurden, weiter die Flächen zu sichern, statt endlich Druck auf den Bund auszuüben, mit einer Umverteilung der Flächen eine breite Eigentumsstreuung einzuleiten. Gelegenheit dazu bietet die Bund-Länder-Agrarministerkonferenz Ende September in Baden-Württemberg, bei der die Bodenpolitik ebenfalls auf der Tagesordnung steht. Die AbL fordert die Landes- und Bundesregierung auf, den Verkauf und die Verpachtung von BVVG-Flächen auszusetzen und mit diesem Moratorium eine Umverteilung zu Gunsten bäuerlicher Familienbetriebe und Neueinsteigern anzupacken. Generell fordert die AbL eine Reform des Grundstücksverkehrsgesetzes mit Kaufpreis- und Pachtpreishöchstgrenzen, um der aktuellen uferlosen Preistreiberei bei landwirtschaftlichen Flächen einen Riegel vorzuschieben.
Auch bei den rechtlich gescheiterten LPG-Umwandlungen ist die Landesregierung auf der Seite der großen Nachfolge-Unternehmen und nicht auf der Seite der ausgeschiedenen Mitglieder. Eine kürzliche Anfrage des AbL-Bundesvorstands beantwortete die Landesregierung damit, dass die Leitungen der betroffenen Nachfolgebetriebe 2002 umgehend über die Unrechtmäßigkeit der Umwandlung informiert wurden, aber die Wiedereinrichter und ausgeschiedenen Mitglieder der LPG angeblich aus Datenmangel und aus rechtlichen Gründen nicht benachrichtigt wurden. Die AbL weist darauf hin, dass es in dieser Angelegenheit keine Verjährung gibt! Wir fordern die Landesregierung auf, die Öffentlichkeit darüber zu informieren, wie viele Menschen davon betroffen sind. Ferner sind die Betroffenen zu informieren und über ihre Rechte umfassend aufzuklären, schließlich sind nach Experteneinschätzung circa 15 Prozent der LPG-Umwandlungen in Mecklenburg-Vorpommern unrechtmäßig erfolgt.“
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